
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Martin Hess, Dr. Bernd Baumann, 
Dr. Gottfried Curio, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 20/49 –

Flüchtlingsströme an der deutsch-polnischen Grenze
(Sachstand Ende Oktober 2021)

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Nach einem Medienbericht hat sich die Bundespolizeigewerkschaft wegen 
steigender Flüchtlingszahlen auf der sogenannten Belarus-Route für temporäre 
Grenzkontrollen an der deutsch-polnischen Grenze ausgesprochen (www.fa
z.net/aktuell/politik/inland/deutsch-polnische-grenze-zahl-der-aufgegriffenen-
migranten-steigt-17590004.html). In der „Bild“-Zeitung warnte der Vorsitzen-
de der Bundespolizeigewerkschaft Heiko Teggatz in einem Brief an den Bun-
desminister des Innern, für Bau und Heimat Horst Seehofer (CSU) vor einem 
„Kollaps“ an den Grenzen wie 2015 (www.bild.de/politik/inland/politik-inlan
d/fluechtlingsdrama-bundesregierung-muss-die-lage-ernst-nehmen-und-handel
n-78094326.bild.html). Die Zahl der aufgegriffenen Migranten an der Grenze 
steige seit einigen Monaten „nahezu explosionsartig an“. Die Zahl der Fest-
stellungen unerlaubter Einreisen an der Grenze zu Polen entspreche derzeit der 
Anzahl der Feststellungen von 2013 an der österreichischen Grenze, schrieb 
Heiko Teggatz der Zeitung (ebd.).

Bearbeitungshinweis: Für den Fall noch nicht vorliegender Daten oder Aus-
wertungen wird darum gebeten, zu antworten, sobald diese vorliegen.

 1. Wie viele unerlaubt Einreisende mit Bezug zur Belarus-Route (vgl. Vor-
bemerkung der Fragesteller) wurden von Januar 2021 bis Ende Oktober 
2021 im Bereich der deutsch-polnischen Grenze durch die Bundespolizei 
aufgegriffen (bitte nach Monat, Aufgriffen nach Bundesland, jeweiligen 
Herkunftsstaaten sowie Alter und Geschlecht der unerlaubt Einreisenden 
aufschlüsseln)?

Die Bundespolizei hat im Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Oktober 2021 insge-
samt 7.667 unerlaubt eingereiste Personen an der deutsch-polnischen Grenze 
mit Bezug zu Belarus festgestellt. Angaben im Sinne der Fragestellung sind der 
beigefügten Tabelle zu entnehmen. Im Rahmen der statistischen Erhebung des 
Sondermeldedienstes der Bundespolizei erfolgt keine weitere Differenzierung 
nach Geschlecht, Alter, Herkunftsstaat und Feststellung je nach Land.

Deutscher Bundestag Drucksache 20/165
20. Wahlperiode 01.12.2021

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat 
vom 29. November 2021 übermittelt.
Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.



 2. Wie viele unerlaubt Einreisende wurden von Januar 2020 bis Dezember 
2020 im Bereich der deutsch-polnischen Grenze durch die Bundespolizei 
aufgegriffen (bitte nach Monat, Aufgriffen nach Bundesland, jeweiligen 
Herkunftsstaaten, Alter und Geschlecht aufschlüsseln)?

Die Bundespolizei hat im Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 
insgesamt 2.168 unerlaubt eingereiste Personen an der deutsch-polnischen 
Grenze festgestellt. Angaben im Sinne der Fragestellung sind den beigefügten 
Tabellen zu entnehmen. Im Rahmen der statistischen Erhebung erfolgt keine 
Differenzierung nach Herkunftsstaat.

 3. Wie viele unerlaubt Einreisende wurden von Januar 2013 bis Dezember 
2015 im Bereich der deutsch-österreichischen Grenze durch die Bundes-
polizei aufgegriffen (bitte nach Monat, jeweiligen Herkunftsstaaten, Al-
ter und Geschlecht aufschlüsseln)?

Die Bundespolizei hat im Zeitraum vom 1. Januar 2013 bis 31. Dezember 2015 
insgesamt 210.994 unerlaubt eingereiste Personen an der deutsch-österreichi-
schen Grenze festgestellt. Es wird darauf hingewiesen, dass die statistischen Er-
fassungen der Bundespolizei im Jahre 2015 angesichts des bekannten Migra-
tionsgeschehens im Jahr 2015, insbesondere im Zeitraum ab September 2015, 
hinsichtlich ihrer Validität und Aussagekraft Einschränkungen unterliegen.
Angaben im Sinne der Fragestellung sind den beigefügten Tabellen zu entneh-
men. Im Rahmen der statistischen Erhebung erfolgt keine weitere Differenzie-
rung nach Herkunftsstaat, Alter und Geschlecht.

 4. Wie viele der von Januar 2021 bis Ende Oktober 2021 durch die Bundes-
polizei aufgegriffenen unerlaubt Einreisenden im Sinne von Frage 1 hat-
ten nach Kenntnis der Bundesregierung bereits in einem anderen EU-
Mitgliedstaat einen Erstantrag auf Asyl gestellt (bitte Gesamtzahl und 
nach jeweiligen EU-Mitgliedstaaten aufschlüsseln)?

Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung werden von den zuständigen Behör-
den der Bundesregierung statistisch nicht erfasst.

 5. Wie viele der von Januar 2021 bis Ende Oktober 2021 durch die Bundes-
polizei aufgegriffenen unerlaubt Einreisenden im Sinne von Frage 1 wa-
ren bereits von der Bundesrepublik Deutschland oder von einem anderen 
EU-Mitgliedstaat in der Vergangenheit abgelehnt bzw. abgeschoben wor-
den (bitte auch nach Herkunftsstaaten der Antragsteller aufschlüsseln)?

Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung werden von den zuständigen Behör-
den der Bundesregierung statistisch nicht erfasst.

 6. Wie viele der von Januar 2021 bis Ende Oktober 2021 aufgegriffenen un-
erlaubt Einreisenden im Sinne von Frage 1 haben einen sicherheitsrele-
vanten Hintergrund, sind beispielsweise Terrorverdächtige oder verurteil-
te Straftäter (bitte ggf. nach Strafdelikten aufschlüsseln, wenn möglich)?

Das Bundesamt für Verfassungsschutz erhielt im Zeitraum vom 1. Januar bis 
zum 31. Oktober 2021 zwei Einzelhinweise zu Personen, welche aus Belarus 
kommend an der deutsch-polnischen Grenze festgestellt wurden. In beiden Fäl-
len handelt es sich um mutmaßlich unfreiwillige Kontakte zu im Herkunftsland 
aktiven islamistischen Organisationen.
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 7. Wie viele Überstellungen gab es in den Jahren 2019 und 2020 sowie bis-
her im Jahr 2021 von Deutschland nach Polen nach der Dublin-III-Ver-
ordnung (bitte nach Monaten aufschlüsseln)?

Angaben im Sinne der Fragestellung sind der beigefügten Tabelle zu entneh-
men.

 8. Wie wird die deutsch-polnische Grenze nach Kenntnis der Bundesregie-
rung derzeit durch die jeweilige Landespolizei der betroffenen Bundes-
länder im Zusammenwirken mit der Bundespolizei vor illegaler Zuwan-
derung besonders abgesichert?

Der Bundespolizei obliegt nach § 2 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes der 
grenzpolizeiliche Schutz des Bundesgebietes. Unabhängig davon sind die Poli-
zeien der Länder im Rahmen der landesgesetzlichen Regelungen tätig. Maß-
nahmen der Polizeien der Länder fallen nicht in die Zuständigkeit der Bundes-
regierung.
Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche Fra-
ge 17 des Abgeordneten Steffen Kotré auf Bundestagsdrucksache 20/40 ver-
wiesen.

 9. Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung derzeit eine verstärkte Zu-
sammenarbeit zwischen der polnischen und der deutschen Polizei (Bun-
despolizei und/oder Landespolizeien der Länder), um die illegale Zuwan-
derung an der deutsch-polnischen Grenze zu verhindern, und wenn ja, in 
welcher Form?

Die Bundespolizei und der Polnische Grenzschutz setzen bereits seit Jahren auf 
Grundlage eines Polizeivertrages vom 15. Mai 2014 zwischen der Bunderepu-
blik Deutschland und der Regierung der Republik Polen auf eine intensivierte 
Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Behörden. Mit dem Polizeivertrag 
wurde die Rechtsgrundlage für eine engere Zusammenarbeit beider Länder an-
gepasst und neue Möglichkeiten wie gemeinsame Streifenfahrten sowie Rege-
lungen von Maßnahmen in besonderen Gefahrensituationen geschaffen. In die-
sem Zusammenhang wurden auch gemeinsame Dienststellen in Swiecko (Bran-
denburg), Pomellen (Mecklenburg-Vorpommern) und Ludwigsdorf (Sachsen) 
errichtet. Im Zuge der derzeitigen Migrationslage an der deutsch-polnischen 
Grenze werden die gemeinsamen deutsch-polnischen Streifen auch auf polni-
schem Hoheitsgebiet eingesetzt.
Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 8 verwiesen.

10. Wie viele Polizeivollzugsbeamte der Bundespolizei waren von Januar 
2021 bis Ende Oktober 2021 zur Sicherung der deutsch-polnischen Gren-
ze insgesamt sowie mit besonderem Fokus auf den Grenzabschnitt Sach-
sen bzw. Polen im Einsatz (bitte nach Monat, Bundespolizeidirektion und 
Einsatzstunden aufschlüsseln)?

Es wird auf die Antwort zu Frage 8 sowie auf die Antwort der Bundesregierung 
auf die Schriftliche Frage 18 der Abgeordneten Corinna Miazga auf Bundes-
tagsdrucksache 20/40 verwiesen.
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11. Welche konkreten Initiativen hat die Bundesregierung bisher zu welchem 
Zeitpunkt auf nationaler wie europäischer Ebene ergriffen, um auf diese 
staatlich organisierten Schleusungen (vgl. www.tagesschau.de/inland/pol
en-grenzkontrollen-103.html) über die Belarus-Route zu reagieren, und 
wie wurde ggf. darauf durch Dritte, wie beispielsweise die polnische Re-
gierung, reagiert (siehe www.spiegel.de/politik/deutschland/grenzgebiet-
zu-polen-horst-seehofer-kuendigt-verstaerkte-kontrollen-an-a-b7637167-
3eaf-40f8-9dab-8d66a95b6c5f; www.welt.de/politik/deutschland/article2
34595772/Seehofer-unterstuetzt-Bau-von-Grenzbarriere-an-polnischer-E
U-Aussengrenze.html)?

Die Bundesregierung hat den betroffenen EU-Mitgliedstaaten Litauen und Po-
len weitere bilaterale Unterstützung angeboten, deren mögliche Umsetzung 
derzeit geprüft wird. Zudem beteiligt sich Deutschland seit dem 30. Juli 2021 
mit aktuell 22 Einsatzkräften und einem Polizeihubschrauber der Bundespolizei 
an dem Soforteinsatz der Europäischen Grenz- und Küstenwache „Frontex-Ra-
pid Border Intervention“ an der litauisch-belarussischen Grenze.
Darüber hinaus wurden durch bisherige Gespräche der Bundesregierung und 
der EU-Institutionen mit Herkunfts- und Transitstaaten sowie Luftfahrtunter-
nehmen bereits Beförderungseinschränkungen für Flüge aus diesen Staaten 
nach Belarus erwirkt und ein erster Rückkehrflug von Minsk in den Irak wurde 
am 18. November 2021 durchgeführt. Weitere Rückkehrflüge sind geplant. Da-
rüber hinaus unterstützt die Bundesregierung die zügige Verschärfung von 
europäischen Sanktionen gegen Belarus wie auch gegen Personen und Unter-
nehmen in Drittländern, die das belarussische Regime bei Schleusungen unter-
stützen. Dahingehend hat der Rat für Auswärtige Beziehungen (RfAB) am 
15. November 2021 einen formellen Beschluss zu einem entsprechenden neuen 
Listungskriterium im Belarus-Sanktionsregime angenommen und wird voraus-
sichtlich Anfang Dezember ein weiteres Sanktionspaket verabschieden.
Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 8 sowie auf die Antwort der 
Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 10 des Abgeordneten Alexander 
Gauland auf Bundestagsdrucksache 20/104 verwiesen.

12. Plant die Bundesregierung als Reaktion auf die Zunahme der illegalen 
Migrationsströme aus Polen noch weitere Initiativen, und falls ja, welche 
kämen nach derzeitigem Planungsstand in Betracht?

Die Bundesregierung steht im regelmäßigen Austausch mit den zuständigen 
Behörden der Länder und den Nachbarstaaten, um eine möglichst hohe polizei-
liche Präsenz an der deutsch-polnischen Grenze aufrechtzuerhalten und eine ef-
fektive Strafverfolgung bei erkannten Rechtsverstößen zu ermöglichen. Dies 
beinhaltet auch gemeinsame Maßnahmen mit den zuständigen Behörden der 
Republik Polen. Die Bundespolizei hat entlang der deutsch-polnischen Grenze 
die sogenannte Schleierfahndung intensiviert und ist diesbezüglich sowie für 
die grenzpolizeiliche Sachbearbeitung der Feststellungen dort erheblich ver-
stärkt worden.
Weitere Gespräche mit der polnischen Seite zur Intensivierung der langjährigen 
Zusammenarbeit im Rahmen der gemeinsamen deutsch-polnischen Streifen 
dauern an.
Zusätzlich setzt sich die Bundesregierung weiterhin für ein faires, effizientes, 
krisenfestes und funktionsfähiges Gemeinsames Europäisches Asylsystem ein, 
das unter anderem einen solidarischen Verteilmechanismus, verpflichtende 
Grenzverfahren für bestimmte Personengruppen und Maßnahmen zur Verhin-
derung irregulärer Sekundärmigration enthält.
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Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 11 verwiesen.

13. Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Vorsitzenden der Bundes-
polizeigewerkschaft, dass bei einem explosionsartigen weiteren Anstieg 
eine Kontrolle von Flüchtlingsströmen an der Grenze zu Polen nicht 
mehr möglich sei, und wie begründet sie ihre Auffassung (vgl. Vorbe-
merkung der Fragesteller)?

Die Bundesregierung beteiligt sich nicht an Spekulationen im Sinne der Frage-
stellung.

14. Werden nach Kenntnis der Bundesregierung alle unerlaubt Einreisenden 
im Sinne von Frage 1 auf eine COVID-19-Infektion getestet, und wenn 
ja, zu welchem Zeitpunkt, und mit welcher Art von Test (Schnelltest oder 
PCR-Test)?

Die Bundespolizei unterstützt die Maßnahmen der zuständigen Behörden der 
Länder nach dem Infektionsschutzgesetz. Unter Mitwirkung der unerlaubt ein-
gereisten Personen wird mit Unterstützung der Bundespolizei vor Beginn der 
grenzpolizeilichen Sachbearbeitung ein freiwilliger Corona-Schnelltest durch-
geführt. Bei positiv getesteten Personen wird das weitere Verfahren mit der Ge-
sundheitsbehörde des Landes abgestimmt.

15. Wie viele der unerlaubt Einreisenden im Sinne von Frage 14 wurden bis-
her positiv auf COVID-19 getestet (bitte auch die bisherige Gesamtzahl 
der Getesteten bis Ende Oktober 2021 angeben)?

Die Unterbringung von Asylsuchenden liegt in der Zuständigkeit der Länder. 
Dies umfasst auch eine Gesundheitsuntersuchung und freiwillige Testung auf 
eine SARS-CoV-2-Infektion unter Mitwirkung der unerlaubt eingereisten Per-
son.
Erkenntnisse im Sinne der Fragestellungen werden von den Behörden der 
Bundesregierung statistisch nicht erfasst.

16. Wie wird mit positiv Getesteten im Sinne von Frage 14 nach Kenntnis 
der Bundesregierung weiter verfahren, bzw. welche Quarantäneeinrich-
tungen stehen diesen dann zur Verfügung?

Die Bundespolizei übergibt Personen im Sinne der Fragestellung unverzüglich 
an die zuständigen Behörden der Länder.
Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 15 verwiesen.

17. Was passiert nach Kenntnis der Bundesregierung mit unbegleiteten min-
derjährigen Asylsuchenden (UMAs) im Falle eines positiven COVID-19-
Tests?

Es wird auf die Antworten zu den Fragen 15 und 16 verwiesen.
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18. Wie werden nach Kenntnis der Bundesregierung bei Personen in Quaran-
täne (im Sinne von Frage 15 und 16) die Strafverfolgungsmaßnamen und 
Maßnahmen zur Feststellung bzw. Sicherung der Identität in so einem 
Fall weitergeführt?

Mit Vorliegen eines positiven Testergebnisses über eine SARS-CoV-2-Infektion 
werden Personen im Sinne der Fragestellung in den zur Verfügung stehenden 
Liegenschaften der Bundespolizei zunächst räumlich abgesondert. Durch geeig-
nete Schutzmaßnahmen wird sichergestellt, dass auch bei positiv getesteten 
Personen die erforderlichen Strafverfolgungsmaßnahmen sowie eine Identitäts-
sicherung durchgeführt werden.
Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 16 verwiesen.
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